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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Freitag, 8. Februar, 13.30 Uhr, Kita-Neubau, Lincolnstraße 62
Bürgermeisterin Christine Strobl spricht ein Grußwort zur Einweihung des 
Kita-Neubaus verbunden mit der 25-Jahr-Feier der Kita sowie der Übergabe 
von 30 neuen Personalwohnungen.

Wiederholung
Freitag, 8. Februar, 16 Uhr, Eröffnung des Hauses für Kinder an der 
Ilse-Fehling-Straße 37
Anlässlich der Eröffnung des Hauses für Kinder an der Ilse-Fehling-Straße 
37 sprechen Stadträtin Verena Dietl (SPD-Fraktion) in Vertretung des Ober-
bürgermeisters und die Abteilungsleiterin Schulbau im Baureferat, Beate 
Steier.

Wiederholung
Freitag, 8. Februar, 17.30 Uhr, Saal im Kreisverwaltungsreferat, Rup-
pertstraße 11
Bürgermeister Manuel Pretzl spricht bei der Mitgliederversammlung des 
Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Clubs München (ADFC) Grußworte und 
gibt dabei einen Ausblick auf die Rolle des Fahrrads in München.

Dienstag, 12. Februar, 11 Uhr, Kapuzinerstraße / Pestalozzistraße
Anbringen von Münchens erstem Grünen Pfeil für den Radverkehr mit 
Kreisverwaltungsreferent Dr. Thomas Böhle. München ist Teil des bundes-
weiten Pilotversuchs zu dieser neuen Regelung. Im Stadtgebiet werden 
15 Grünpfeile für Radler an neun Kreuzungen getestet. Das Anbringen der 
übrigen Schilder erfolgt in den kommenden Tagen. 

Dienstag, 12. Februar, 14.30 Uhr, Circus Krone, Zirkus-Krone-Straße 43
Circus Krone schenkt Münchner Seniorinnen und Senioren in schwieri-
gen Lebenslagen eine kostenlose Sondervorstellung und hat dafür 3.000 
Karten kostenlos zur Verfügung gestellt. Stadträtin Dr. Constanze Söll-
ner-Schaar (SPD-Fraktion) begrüßt die Besucherinnen und Besucher in Ver-
tretung des Oberbürgermeisters und bedankt sich bei Circus Krone damit 
ein weiteres Mal für sein großes soziales Engagement in München. Seit 
über 50 Jahren schenkt Circus Krone bedürftigen Münchner Kindern sowie 
Seniorinnen und Senioren Sondervorstellungen.
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Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 14. Februar, 17 bis 19 Uhr, HeideTreff Nachbarschaftstreff, 
Karl-Köglsperger-Straße 13 (rollstuhlgerecht)
Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 12 (Schwabing-Freimann) mit 
dem Vorsitzenden Werner Lederer-Piloty.

Donnerstag, 14. Februar, 18 Uhr, Pfarrsaal der Katholischen Pfarrge-
meinde Christus Erlöser (St. Stephan), Lüdersstraße 12  (rollstuhlge-
recht)
Sitzung des Bezirksausschusses 16 (Ramersdorf-Perlach). Zu Beginn der 
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Thomas 
Kauer statt.

Meldungen

Wahl des Selbsthilfebeirats: Vertreter werden im Amt bestätigt
(7.2.2019) Der Selbsthilfebeirat wurde erstmals 1985 vom Stadtrat einge-
setzt und berät das Sozialreferat unter anderem bei der Vergabe von För-
dermitteln an Selbsthilfegruppen und Initiativen mit sozialen Themen. Im 
heutigen Sozialausschuss des Stadtrats sind die Vertreterinnen und Vertre-
ter des 21. Selbsthilfebeirats offiziell bestellt und bestätigt worden. 
Aus dem Bereich Familienselbsthilfe ist Bisserka Herud (Internationales 
Mütterforum) in den Beirat gewählt worden. Norbert Gerstlacher (Blaues 
Kreuz) vertritt künftig wieder den Gesundheitsbereich, Maximilian Heisler 
(Bündnis bezahlbares Wohnen) den Bereich Soziales. Eva Justyna We-
ber von der Deutsch-Polnischen Initiative wird Beirätin für den Bereich 
Migration. Als weitere Mitglieder wurden benannt: Susanne Veit (Bereich 
Soziales), Helmut Bundschuh (Bereich Gesundheit), Mona Fuchs (Bereich 
Umwelt), Dimitrina Lang (Bereich Migration) und Professorin Dr. Ute Kötter 
als unabhängige Expertin von der Hochschule für angewandte Wissen-
schaften.
Der Selbsthilfebeirat wird mit der heutigen Bekanntgabe im Sozialaus-
schuss seine Arbeit aufnehmen.
Sozialreferentin Dorothee Schiwy: „Seit vielen Jahren setzt sich der Selbst-
hilfebeirat für ein breitgefächertes Unterstützungsangebot in der Münchner 
Selbsthilfelandschaft ein. Das Themenspektrum reicht dabei von Familien-
selbsthilfe wie Mütterzentren, Eltern-Kind-Initiativen und Initiativen für Al-
leinerziehende über Themen wie Wohnungslosigkeit und Verschuldung bis 
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hin zu Trauer und Themen zur sexuellen Orientierung. Der Selbsthilfebeirat 
leistet damit einen wichtigen Beitrag für diejenigen Menschen in unserer 
Stadt, die Hilfe zur Selbsthilfe brauchen und wahrnehmen wollen.“ 
Der Selbsthilfebeirat hat sich in den vergangenen Jahren zudem intensiv 
an der Weiterentwicklung der Förderrichtlinien beteiligt und setzt wichtige 
Impulse zum Wohle der Selbsthilfelandschaft. So hat der Stadtrat bereits 
2012 die Dauer der Förderung von ursprünglich drei auf fünf Jahre verlän-
gert. Aktuell fördert das Sozialreferat die Münchner Selbsthilfegruppen mit 
390.000 Euro jährlich.
Der Selbsthilfebeirat besteht in kompletter Zusammensetzung aus neun 
stimmberechtigten Mitgliedern, vier davon werden direkt von den Initiati-
ven gewählt und fünf im Einvernehmen zwischen der Landeshauptstadt 
München und dem Selbsthilfebeirat gemeinsam benannt. 
Bereits Ende 2018 waren rund 1.100 Initiativen und Selbsthilfegruppen auf-
gerufen, vier Mitglieder für einen neuen Selbsthilfebeirat zu wählen. Die 
Kandidatinnen und Kandidaten vertreten in der Regel bedeutende Bereiche 
in der Selbsthilfelandschaft. Traditionell sind dies die Bereiche Familien-
selbsthilfe, Gesundheit, Soziales und Migration. Insgesamt haben sich 18 
Kandidatinnen und Kandidaten zur Wahl gestellt, davon acht Frauen und 
zehn Männer. Die Wahlbeteiligung lag bei 17 Prozent. 
Mit der Gründung des Selbsthilfebeirats 1985 wurde gleichzeitig das 
Selbsthilfezentrum München als zentrale Service- und Informationsstelle 
für Selbsthilfeinitiativen, Bürgerinnen und Bürger sowie als Geschäftsstelle 
des Selbsthilfebeirats etabliert. In den Selbsthilfegruppen finden Men-
schen Rat und Unterstützung bei der Bewältigung schwieriger Alltags- und 
Lebenssituationen durch den Austausch mit anderen in ähnlicher Lage. 
Das Sozialreferat fördert das Selbsthilfezentrum derzeit mit 550.000 Euro 
jährlich. Die Förderung gilt bundesweit als vorbildlich. Im Sinne eines Wis-
senstransfers hat das Selbsthilfezentrum kürzlich das Buch „Kooperation 
von Fachkräften, Selbsthilfe und Selbstorganisation – ein Leitfaden für die 
Praxis“ herausgebracht. Es wendet sich sowohl an professionelle Dienste 
im Gesundheits- und Sozialbereich als auch an selbstorganisierte Initiati-
ven und Gruppen, um reelle Möglichkeiten von Kooperationen aufzuzeigen 
und darzustellen, welche Voraussetzungen für eine gelingende Zusam-
menarbeit notwendig sind. Erhältlich ist das Buch im Selbsthilfezentrum 
München, Westendstraße 68, es kann zudem bestellt werden per E-Mail 
an ingrid.mayerhofer@shz-muenchen.de oder telefonisch unter 53 29 56-19 
(kostenfreies Kontingent für Münchner Kooperationspartner).



Rathaus Umschau
7.2.2019, Seite 5

Studie: Positive Bilanz bei Anerkennung ausländischer Qualifikationen 
(7.2.2019) Die Arbeit der Servicestelle zur Erschließung ausländischer Qua-
lifikationen zeigt deutliche Erfolge. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie, 
deren Ergebnisse dem Stadtrat im heutigen Sozialausschuss vorgestellt 
wurden. Seit 2009 berät und unterstützt die Servicestelle Menschen, die 
sich ihre im Ausland erworbene Berufsqualifikation in Deutschland aner-
kennen lassen wollen. Die Studie belegt nicht nur den Nutzen dieser Ange-
bote für die Beratenen, sondern auch für den Haushalt der Landeshaupt-
stadt München. 
Sozialreferentin Dorothee Schiwy: „Mit der Anerkennung ihrer beruflichen 
Qualifikation verdienen die betroffenen Personen durchschnittlich 350 Euro 
brutto mehr im Monat. Viele sind dadurch nicht mehr auf Sozialleistungen 
angewiesen, was wiederum den staatlichen und städtischen Haushalt 
deutlich entlastet“. Durch die erhöhten Steuereinnahmen amortisieren sich 
zudem die Kosten für das Angebot der Servicestelle bereits innerhalb von 
drei Jahren. Die Studie zeigt ebenso, dass die Beschäftigungsquote der 
Beratenen deutlich über der der Gesamtbevölkerung liegt. „Es lohnt sich, 
auch zukünftig in die Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen zu 
investieren. Das fördert nicht nur die Integration in unserer Stadt, sondern 
bereichert auch den Arbeitsmarkt mit Fachkräften, die nicht nur Münchner 
Unternehmen und Einrichtungen so dringend brauchen“, so Sozialreferen-
tin Dorothee Schiwy. „Allein im Bereich der Kinderbetreuung haben 410 
Pädagoginnen nach der Beratung durch die Servicestelle einen passenden 
Arbeitsplatz gefunden“.
Durchgeführt wurde die repräsentative Studie vom Zentrum für Soziale 
Innovation (ZSI) in Wien. Anhand einer quantitativen Online-Befragung mit 
1.723 Kundinnen und Kunden der Servicestelle konnten die Ergebnisse auf 
die knapp 8.500 Beratenen des Untersuchungszeitraums Oktober 2009 bis 
2017 hochgerechnet werden.

Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 5, Bezirksteil Au
(7.2.2019) Oberbürgermeister Dieter Reiter teilt in Abstimmung mit dem 
Bezirksausschuss 5 (Au-Haidhausen) mit, dass die Bürgerversammlung 
des 5. Stadtbezirkes (Bezirksteil Au) am Donnerstag, 21. Februar, 19 Uhr, in 
der Turnhalle des Pestalozzi-Gymnasiums, Eduard-Schmid-Straße 1, statt-
findet.
Zu Beginn informiert die Bezirksausschussvorsitzende Adelheid Dietz-Will 
über wichtige Themen und Projekte im Stadtbezirk.
Schwerpunktthemen werden voraussichtlich sein:
1.  Maxwerk – beabsichtigte gastronomische Nutzung durch Augustiner-

bräu
2.  Gasteig – Programm der Umbaumaßnahmen
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3.  Planungen für den Klenzesteg
4.  Kronepark – Ausgleichsfläche für Kinder und Jugendliche in Bezug auf 

die Bebauung des Paulaner-Geländes
5.  Baumfällungen und Verdichtungen im Stadtbezirk
6.  Neue Abwendungserklärung innerhalb der Erhaltungssatzungsgebiete  

und Erwerb durch die Stadt
7.  Dachausbauten im Stadtbezirk und deren soziale Verträglichkeiten
8.  Tempo 30 innerhalb der Rosenheimer Straße – Verkehrsversuch und 

weiteres Vorgehen
Alle Besucherinnen und Besucher der Bürgerversammlung, die an den 
Abstimmungen teilnehmen wollen, werden gebeten, ihren amtlichen Licht-
bildausweis mitzubringen, um sich als Stadtviertel-Bürger ausweisen zu 
können. Sie erhalten daraufhin eine Karte, die sie berechtigt, an allen Ab-
stimmungen mitzuwirken.
Anträge sind in der Bürgerversammlung persönlich zu stellen und schrift-
lich einzureichen. Das entsprechende Formular findet sich im Internet un-
ter www.muenchen.de/buergerversammlungen, wird aber auch zu Beginn 
der Bürgerversammlung ausgegeben.
Die von der Bürgerversammlung angenommenen Anträge werden im 
Wortlaut in der Geschäftsstelle Ost der Bezirksausschüsse 5, 13, 14, 15, 
16, 17 und 18, Friedenstraße 40, für die Öffentlichkeit ausgelegt. Ebenfalls 
kann in der Geschäftsstelle die Stellungnahme des Stadtrates beziehungs-
weise des Bezirksausschusses zu den Anträgen eingesehen werden.
Gehörlosen Bürgerinnen und Bürgern, die an der Bürgerversammlung 
ihres Stadtbezirks teilnehmen, werden auf Antrag die Kosten für einen 
Gebärden-Dolmetscherdienst erstattet. Nähere Auskünfte erteilen der Ge-
hörlosenverband München und Umland unter www.gmu.de, per E-Mail an 
regionalcenter@gmu.de, Telefon 99 26 98 22, Fax 99 26 98-21, oder das 
Direktorium der Landeshauptstadt München, Marienplatz 8, 80331 Mün-
chen, per E-Mail an buergerversammlung.dir@muenchen.de, Fax 2 33-2 52 
41. Der Versammlungsort ist nicht rollstuhlgerecht.
Bürgersprechstunde
Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden 
Bereichen interessierten Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort: 
Bezirksinspektion Mitte, Baureferat – Gartenbau und Tiefbau, Kreisver-
waltungsreferat – Straßenverkehr, Referat für Gesundheit und Umwelt 
– Energieberatung des Bauzentrums, Münchner Verkehrsgesellschaft, Seni-
orenbeirat, Polizeiinspektion, Stadt-Information und die Bezirksausschuss-
vorsitzende Adelheid Dietz-Will.

www.muenchen.de/buergerversammlungen
%20www.gmu.de
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Beschäftigungskonferenz: Pflege 4.0 – Digitalisierung mitgestalten
(7.2.2019) „Pflege 4.0 – Digitalisierung mitgestalten“ – so lautet das Thema 
der diesjährigen Münchner Beschäftigungskonferenz am Dienstag, 12. Feb-
ruar, von 9.30 bis 12 Uhr im Alten Rathaus. Kurt Kapp, der kommissarische 
Leiter des Referats für Arbeit und Wirtschaft, wird die Beschäftigungskon-
ferenz um 9.30 Uhr eröffnen. Zielgruppen sind Pflege- und Führungskräfte 
in Kliniken, in ambulanten Pflegediensten sowie in voll- und teilstationären 
Pflegeeinrichtungen, die betriebliche und gewerkschaftliche Interessen-
vertretung im Pflegesektor, Lehrkräfte in Pflegeschulen, interessierte Bür-
gerinnen und Bürger sowie weiteres Fachpublikum. Die Veranstaltung ist 
kostenfrei.
Die Beschäftigungskonferenzen behandeln seit vielen Jahren wichtige 
arbeitsmarktpolitische Entwicklungen und ihre Folgen für die Münchner 
Beschäftigten. Die Beschäftigungskonferenz „Pflege 4.0“ richtet den Fokus 
auf technische Entlastungs systeme für Pflegeberufe und stellt die Frage, 
welche Gestaltungs möglichkeiten sich Beschäftigten in der Pflege hier bie-
ten, aber auch, welche Risiken für die Beschäftigten und Patientensicher-
heit dabei zu beachten sind.
Dr. Volker Hielscher von ISO Saarbrücken präsentiert die Ergebnisse einer 
aktuellen Pflegestudie und stellt ein Leitbild „Pflege 4.0“ zur Diskussion. 
Anschließend wird Knut Starringer, Inhaber der Wearables Solutions aus 
Schrobenhausen, eine konkrete technische Lösung präsentieren. Der „di-
gitale Schneider“ entwickelt mit Sensoren ausgestattete Arbeitskleidung, 
die eine digitale Dokumentation der Pflegedienstleistung ermöglicht und 
so das Pflegefachpersonal entlastet. In der anschließenden Podiumsdis-
kussion werden die Referenten zusammen mit Betriebs rätinnen aus der 
Alten- und Gesundheitspflege und dem Personalleiter der Münchenstift 
GmbH die Chancen und Herausforderungen für die Beschäftigten in der 
Pflege in München diskutieren und Lösungsansätze aufzeigen.
Das Veranstaltungsprogramm findet sich unter www.muenchen.de/mbq. 
Anmeldung unter www.muenchen.de/mbq-beschaeftigungskonferenz.
Dieses Jahr bildet die Beschäftigungskonferenz den Auftakt für die Münch-
ner Informationstage für Pflegeberufe mit dem Fachforum Pflege am 
Dienstag,12. Februar, 14 bis 16.30 Uhr und der Ausbildungsmesse Pflege-
berufe am Mittwoch, 13. Februar, 10 bis 15 Uhr. 
Weitere Informationen unter www.muenchen.de/mbq-fachforum-pflege 
sowie www.muenchen.de/mbq-ausbildungsmesse-pflege.

Kostenloser Qualitätsratgeber „Pflege-Wegweiser“ erschienen
(7.2.2019) Die städtische Beschwerdestelle für Probleme in der Altenpflege 
hat einen kostenlosen Ratgeber mit dem Titel „Qualitätsratgeber Pflege- 
Wegweiser zu einer passenden Pflege-, Wohn- und Versorgungsform im 

www.muenchen.de/mbq
www.muenchen.de/mbq-beschaeftigungskonferenz
www.muenchen.de/mbq-ausbildungsmesse-pflege%0D
www.muenchen.de/mbq-ausbildungsmesse-pflege%0D
www.muenchen.de/mbq-ausbildungsmesse-pflege%0D
www.muenchen.de/mbq-ausbildungsmesse-pflege%0D
www.muenchen.de/mbq-ausbildungsmesse-pflege%0D
www.muenchen.de/mbq-ausbildungsmesse-pflege%0D
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Alter“ veröffentlicht. Die Broschüre gibt in vereinfachter und verständlicher 
Form Antworten auf Fragen, die sich bei der Suche nach Pflegediensten, 
-heimen oder anderen Wohnformen ergeben können. Sie beschreibt unter 
anderem, wie Interessierte die Qualität von Pflegediensten, Einrichtungen 
der Tagespflege sowie Pflegeheimen erkennen können. Außerdem geht 
der Ratgeber auf weitere Wohn- und Versorgungsformen wie ambulant 
betreute Wohngemeinschaften oder Betreutes Wohnen ein und beschreibt 
Kriterien, was es hier bei der Auswahl und dem Vertragsabschluss zu be-
denken gilt.
Zusätzlich gibt die Veröffentlichung einen Überblick über wichtige Adres-
sen, Anlaufstellen und weitere Broschüren zu diesem Thema. 
Der kostenlose Ratgeber liegt in der städtischen Beschwerdestelle für 
Probleme in der Altenpflege, Burgstraße 4, aus und kann dort zu den Öff-
nungszeiten abgeholt werden. Diese sind: Montags und donnerstags von 
9 bis 12 Uhr sowie von 13 bis 16 Uhr, dienstags und freitags von 9 bis 12 
Uhr und mittwochs von 13 bis 19 Uhr.

MVHS-Familienwerkstatt im Münchner Stadtmuseum
(7.2.2019) Die Familienwerkstatt der Münchner Volkshochschule (MVHS) 
lädt am Sonntag, 10. Februar, von 15 bis 17 Uhr ins Münchner Stadtmu-
seum, St.-Jakobs-Platz 1, zur Veranstaltung „Mit Polizist Dimpflmoser auf 
Spurensuche in der Sammlung Puppentheater“ ein. 
Gestern ging der Alarm in der Sammlung Puppentheater los. Was ist pas-
siert? Zusammen mit der Handpuppe Alois Dimpflmoser, dem tapferen 
Polizisten, schaut man in den Vitrinen nach, ob noch alles an seinem Platz 
steht. Dabei werden auch spannende Dinge über Puppen heraus gefun-
den: Wie entsteht überhaupt eine Puppe? Welche verschiedenen Formen 
von Puppen gibt es, zum Beispiel die Stockpuppe, die im Anschluss in der 
Museumswerkstatt gestaltet wird. 
Für Kinder ab 5 Jahren in Begleitung Erwachsener geeignet. Das Tagesti-
cket kostet ermäßigt 2 Euro, Kinder unter 18 Jahren haben freien Eintritt. 
Die Teilnahme an der Familienwerkstatt kostet 8 Euro, für Kinder nur 5 
Euro. Eine Anmeldung unter www.mvhs.de ist erforderlich.

Buchvorstellung mit Anna Kurzhals in der Juristischen Bibilothek
(7.2.2019) Die Juristische Bibliothek im Rathaus lädt am Montag, 11. Feb-
ruar, 19 Uhr, zur Vorstellung von Anna Kurzhals‘ Buch „‚Millionendorf‘ und 
‚Weltstadt mit Herz‘. Selbstdarstellung der Stadt München 1945-1978“ ein. 
„Millionendorf“ und „Weltstadt mit Herz“  – diese Beinamen für die bay-
erische Metropole sind weithin bekannt und äußerst populär. Seit vielen 
Jahrzehnten formen sie ungebrochen die Bilder und Vorstellungen über 
München in den Köpfen der Einwohner und Besucher. Als drittgrößte Stadt 
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der Bundesrepublik erlebte die Landeshauptstadt nach dem Zweiten Welt-
krieg einen rasanten Aufschwung. Ihre internationale Bedeutsamkeit gip-
felte in der Ausrichtung der Olympischen Spiele 1972.
Anna Kurzhals hat in ihrer Dissertation die zahlreichen München-Bilder er-
kundet, die bei (Groß-)Veranstaltungen, aber auch in Werbebroschüren und 
Imagefilmen vermittelt wurden. Mit kulturgeschichtlichem Blick fragt sie 
danach, welche Wirkungen und Bedeutungen es hatte, sich als Stadt der 
Kultur und Lebensfreude zu präsentieren und Industrieassoziationen weit-
gehend zu vermeiden. Sie verfolgt die Wandlungen und Kontinuitäten der 
Selbstdarstellung in den Nachkriegsjahrzehnten und sucht nach den Perso-
nen aus dem städtischen Kontext, die diese erfolgreiche und nachhaltige 
Imagepolitik prägten. Eine Veranstaltung des Stadtarchivs München und 
des Instituts für Bayerische Geschichte der LMU. Der Eintritt ist frei.
Um Anmeldung per E-Mail an c.woellert@lmu.de wird gebeten.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 7. Februar 2019

Wohnbautätigkeit und Wohnungsbauförderung von Stadt und Land 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Herbert Danner, Gülseren 
Demirel, Katrin Habenschaden, Anna Hanusch, Dominik Krause und Hep 
Monatzeder (Fraktion Die Grünen –  rosa liste) vom 11.9.2018

Büroräume für München – Platzbedarf der städtischen Referate
Antrag Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann, Dr. Josef Assal, Eva Caim, 
Richard Progl und Mario Schmidbauer (Fraktion Bayernpartei) vom 
09.11.2018

EU-Fördermittel für den „K(r)ampf gegen Rechts“?
Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 15.11.2018



Rathaus Umschau
7.2.2019, Seite 11

Wohnbautätigkeit und Wohnungsbauförderung von Stadt und Land 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Herbert Danner, Gülseren 
Demirel, Katrin Habenschaden, Anna Hanusch, Dominik Krause und Hep 
Monatzeder (Fraktion Die Grünen – rosa liste) vom 11.9.2018

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr.(I) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 11.9.2018 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende 
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung wie folgt beantwortet wird.
Aufgrund der erforderlichen Klärungen und weiterer dringlicher Erledigun-
gen konnte die Anfrage nicht in der geschäftsordnungsgemäßen Frist erle-
digt werden. Wir bitten hierfür um Verständnis. 

In Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes aus:
„Nachdem die Wohnungsbautätigkeit und Wohnungsbauförderung von 
Stadt und Land gegenwärtig kontrovers diskutiert werden, fragen wir:“

Frage 1:
Wie haben sich die bereitgestellten bzw. tatsächlich verausgabten Woh-
nungsbaufördermittel von 1990 bis zum letzten bereits abgerechneten 
Haushaltsjahr 
a) bei der Landeshauptstadt München
b) beim Freistaat Bayern entwickelt?
Wir bitten um Darstellung in Zahlenangaben und Grafiken.

Antwort zu a) und b):
Für die Zeit von 1990 bis 1996 liegen für die staatliche Förderung keine 
Zahlen vor und auch die städtischen Zahlen wären nur mit einem, für die 
Beantwortung einer Schriftlichen Anfrage unangemessen hohem Aufwand 
zu ermitteln. Dieser Zeitraum muss deshalb bei der Beantwortung ausge-
klammert werden. Grafiken zu den Förderzahlen liegen nicht vor und könn-
ten, nachdem die im Folgenden genannten Zahlen des Freistaates nicht als 
Zeitreihe vorliegen, auch nicht als (vergleichende) Grafik erstellt werden.

Bezogen auf den Zeitraum 1997 bis 2017 liegt dagegen eine Aussage des 
Ministeriums für Bauen, Wohnen und Verkehr zur Höhe der Wohnungs-
baufördermittel für die Landeshauptstadt München vor. Danach wurden 
der Bewilligungsstelle München für die Wohnraumförderung in der Landes-
hauptstadt München insgesamt rund 1,5 Milliarden Euro zur Bewilligung 
von Anträgen auf Neu- und Umbau von Mietwohnungen, Neubau und 
Erwerb von Eigenwohnungen sowie Neu- und Umbau von Wohnplätzen 
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für Menschen mit Behinderung zur Verfügung gestellt. Darin enthalten sind 
auch die Mittel, die für die Förderung von Wohnplätzen für Studierende 
eingesetzt wurden, sowie die Mittel, die die Landeshauptstadt im Rahmen 
des Kommunalen Wohnraumförderungsprogramms erhalten hat. 

Im gleichen Zeitraum 1997 bis 2017 stellte die Landeshauptstadt München 
ca. 2,01 Milliarden Euro an städtischen Mitteln zur Verfügung. Davon ent-
fielen ca. 964 Mio. Euro auf Finanzhilfen und ca. 1,043 Milliarden Euro auf 
Mindererlöse bei der Vergabe von Grundstücken für den geförderten und 
preisgedämpften Wohnungsbau. Bei den Grundstücksmindererlösen muss-
ten die Jahre 1997 bis 2000 geschätzt werden, da dieser Zeitraum nicht 
statistisch erfasst ist. 

Die vorgenannten Mittel wurden bzw. werden (die Auszahlung erfolgt in 
Raten nach Baufortschritt) auch tatsächlich für den Wohnungsbau in Mün-
chen eingesetzt. Eine Darstellung bezogen auf die einzelnen Jahre als Zah-
lenreihe und Grafik wäre auch hier nur mit einem unangemessen hohem 
Aufwand möglich.

Frage 2:
Wie hat sich der Wohnungsbestand
a) der Landeshauptstadt München und
b) beim Freistaat Bayern 
seit 1990 entwickelt, wenn alle Wohnungen im eigenen Besitz, so wie im 
Besitz mehrheitlich eigener Gesellschaften erfasst werden (der Verkauf der 
GBW-AG ist dabei selbstverständlich mitzuerfassen).

Antwort zu a) Landeshauptstadt München:
Der Wohnungsbestand der Landeshauptstadt selbst entwickelte sich von 
1990 bis 2017 wie folgt:

1. Wohnungen der beiden städtischen Wohnungsbaugesellschaften
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2. Wohnungen der Landeshauptstadt (Kommunalreferat) 

Ein Großteil des Wohnungsbestandes des Kommunalreferates ist im Rah-
men des Projektes Munich-Facility-Management (mfm) 2011/2012 an die 
Wohnungsbaugesellschaften GEWOFAG und GWG verkauft worden oder 
in die dortige Verwaltung übergegangen. Beim Kommunalreferat haben 
seitdem ansonsten mit Ausnahme Reprivatisierung von Vorkaufsrechtsob-
jekten jedenfalls keine weiteren relevanten Verkäufe/Übertragungen statt-
gefunden.
Aktuell stellt sich der Wohnungsbestand des Kommunalreferates in Eigen-
verwaltung wie folgt dar:

Antwort zu b) Freistaat Bayern: 
Im Rahmen der Beantwortung einer Schriftlichen Anfrage des Abgeordne-
ten Andreas Lotte vom 29.3.2017 an den Bayerischen Landtag wurde auf 
die Frage, wie viele Wohnungen der Freistaat Bayern insgesamt hat, der 
Wohnungsbestand des Freistaates sehr detailliert dargestellt (siehe Land-
tagsdrucksache 17/18009). 
Dabei wurde unterschieden zwischen: 
1.  Staatseigenen Wohnungen, die als solche von den Staatsministerien 

bewirtschaftet werden (dazu zählen Dienstwohnungen aber auch die 
Wohnungen aus der ersten Säule des Wohnungspaktes Bayern, die 
vom Freistaat selbst errichtet werden). Die Angaben in der folgenden 
Tabelle beziehen sich auf den Stichtag 29.3.2017. 

2.  Staatseigenem Wohnungsbestand, der an die staatliche Wohnungsge-
sellschaft Stadibau Gesellschaft für den Staatsbedienstetenwohnungs-
bau in Bayern mbH (Stadibau GmbH) verpachtet ist. Die Angaben in der 
folgenden Tabelle beziehen sich auf den Stichtag 31.3.2017.

3.  Eigenem Bestand der Stadibau GmbH.
4.  Eigenem Bestand der staatlichen Wohnungsgesellschaft Siedlungswerk 

Nürnberg GmbH (SWN). 
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Die Angaben zum eigenen Bestand der Stadibau sowie der SWN in der 
folgenden Tabelle beziehen sich jeweils auf den Stichtag 31.3.2017. Die vor-
genannten Wohnungen stehen nicht unmittelbar in staatlichem Eigentum. 

Zur Entwicklung der staatlichen Wohnungsbestände seit 1990 enthielt 
weder die vorgenannte Schriftliche Anfrage an den Landtag Angaben noch 
konnten hierzu aus öffentlich zugänglichen Quellen Zahlen gefunden wer-
den. Insoweit ist auch hier die gewünschte grafische Darstellung nicht 
möglich.
Zum Vergleich sei aber darauf hingewiesen, dass der Verkauf der Anteile 
der Bayerischen Landesbank an der GBW-AG ca. 33.000 Wohnungen be-
traf.
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Büroräume für München – Platzbedarf der städtischen Referate
Antrag Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann, Dr. Josef Assal, Eva Caim, 
Richard Progl und Mario Schmidbauer (Fraktion Bayernpartei) vom 
09.11.2018

Antwort Kommunalreferentin Kristina Frank:

In Ihrer Anfrage führen Sie das Folgende aus:
„Die städtische Verwaltung wächst und wächst – analog zu ihren Aufgaben 
in der wachsenden Stadt. Die neuen Mitarbeiter benötigen selbstverständ-
lich Arbeitsplätze, jedes Jahr müssen in den Referaten Hunderte neue 
Arbeitskräfte untergebracht werden. In den Stadtratsbeschlüssen und bei 
den Haushaltsberatungen wird nur über Stellenmehrungen gesprochen, 
kaum über Arbeitsplatzkosten und ständig steigenden Bedarf an Büroflä-
chen. Da Abteilungen sinnvoll zusammengefasst untergebracht werden 
sollten und langfristig Eigentum günstiger ist als Anmieten, ist ein Über-
blick über die künftigen Bedarfe wichtig.“

Aufgrund der erforderlichen Klärungen und Einbeziehung des Personal- 
und Organisationsreferats (POR) konnte die Anfrage leider nicht in der 
geschäftsordnungsmäßigen Frist erledigt werden. Wir bitten hierfür um 
Verständnis. 

Grundsätzliche Ausführungen des Kommunalreferates zum Themenkom-
plex:

Nach derzeitiger Praxis müssen die Referate gemäß § 59 GeschO des 
Stadtrats und der AGAM (5.6.3 Einschaltung fachlich tangierter Referate, 
Ziff. 2) bei Personal- und Prognosebeschlüssen zu Stellenausweitungen 
das Kommunalreferat (KR) zwingend einbinden und in Abstimmung dar-
stellen, ob und in welchem Umfang zusätzlicher Büroraum benötigt wird. 
Das KR prüft den dargestellten Flächenbedarf der Nutzerreferate in den 
Personal- und Prognosebeschlüssen auf Plausibilität und bewertet diesen 
unter Einbezug des Belegungsprüfungsverfahrens. In der Stellungnahme 
des KR werden ggf. Nachverdichtungspotenziale aufgezeigt, zukünftige 
Standortplanungen oder die Erforderlichkeit von neuen Flächenzuschaltun-
gen dargestellt. 

Grundsätzlich löst jede neue Stellenzuschaltung einen Flächenbedarf aus. 
Abhängig von der Größenordnung der Stellenausweitungen kann dieser 
(vorübergehend) in den Bestandsflächen untergebracht werden. Die neu 
genehmigten Stellen dienen später als Genehmigungsgrundlage für zu-
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künftig notwendige Flächenbestellung der Referate. Darüber hinaus ver-
wertet das KR etwaige gemeldete Flächenbedarfe der Referate bereits im 
Rahmen seiner strategischen Standortplanungen.

Die Fragen und Antworten im Einzelnen:

Frage 1:
Welchen Mehrbedarf an Büroräumen und Arbeitsplätzen sowie Bespre-
chungs- und Sitzungsräumen erwarten die städtischen Referate für die 
kommenden Jahre? Bitte nach Referaten gegliedert angeben.

Antwort:
Durch personelle Kapazitätsausweitungen entsteht ein Mehrbedarf an Bü-
roarbeitsplätzen. Da die Personalbedarfsplanung ein zentraler Bestandteil 
des Personal- und Organisationsreferates (POR) ist, hat das KR zur Ermitt-
lung des zukünftigen Personalbedarfs in quantitativer und zeitlicher Hin-
sicht das POR zur Beantwortung Ihrer Anfrage eingebunden. 

Gemäß Stellungnahme des POR vom 7.12.2018 (siehe Anlage) wird an 
den Personalprognoseszenarien für das zu erwartende Wachstum der Be-
schäftigtenzahlen in der Verwaltung vom 4.11.2016 festgehalten. In einer 
unteren Variante geht das POR für Verwaltungsdienst (VD) und IT von einer 
Zunahme der Büroarbeitsplätze bis 2027 in Höhe von 3.595 aus. Bei einer 
oberen Variante errechnet sich eine Zunahme um 8.750 benötigte Büroar-
beitsplätze. Für die Personalprognosen vom 4.11.2016 wurde teilweise die 
Strategische Personalplanung bis zum Jahr 2020 herangezogen. Aktuell 
umfasst die Strategische Personalplanung den Planungszeitraum 2018 bis 
2022.

Mit dem Eckdatenbeschluss hat der Stadtrat die Kapazitätsausweitung der 
Referate in 2019 auf etwa 830 VZÄ begrenzt. Die tatsächliche Veränderung 
bzw. der daraus resultierende Mehrbedarf an Büroarbeitsplätzen je Jahr 
wird aber de facto von der Umsetzung der erfolgten Stadtratsbeschlüsse 
bzw. der Einrichtung der genehmigten zusätzlichen Stellen geprägt. 
Auf Basis der tatsächlichen Stellenmehrungen und -minderungen der ver-
gangenen Jahre errechnet sich aus der Trendberechnung der Strategischen 
Personalplanung für die Fachrichtungen VD und IT eine prognostizierte 
Stellenmehrung von durchschnittlich 800 VZÄ je Jahr. Eine referatsscharfe 
Auswertung der Personalentwicklung in den kommenden Jahren kann vom 
POR nicht zur Verfügung gestellt werden. 
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Über den mittelfristigen Zeitrahmen der Strategischen Personalplanung hi-
naus (vrs. ab 2023) hält das POR an den Prognosen von 100 in der unteren 
und 500 jährlich zusätzlichen Stellen in der oberen Variante fest. Auf die 
Anlage wird verwiesen.

Frage 2:
Welche Referate haben noch Kapazitäten frei, wo herrscht bereits heute 
Platzmangel?

Antwort:
Das KR prüft gegenwärtig Verwaltungsgebäude einzelner Referate mit 
etwaigen Optimierungspotenzialen in der Raumbelegung. Die Nachver-
dichtungsprüfung dauert noch an und kann aktuell nicht näher dargestellt 
werden. Demgegenüber stehen Referate mit recht hoher Belegungsaus-
lastung bzw. bereits gegenüber dem KR gemeldeten Raumbedarfen, wie 
bspw. das Direktorium (DIR – Marienplatz 8), das Referat für Informations- 
und Telekommunikationstechnik (RIT – Agnes-Pockels-Bogen 21), das 
Kreisverwaltungsreferat (Ruppertstraße 7-11+19), das Kulturreferat (KULT 
– Burgstraße 4), das Referat für Bildung und Sport (RBS), das Referat für 
Gesundheit und Umwelt (RGU) sowie die Stadtkämmerei (SKA).

Im Rahmen der Bestandsbetreuung und im Hinblick auf eine flächenef-
fiziente Belegungsoptimierung erfolgen durch das KR regelmäßige Be-
standsanalysen und strategische Überlegungen, wie die Gebäude wirt-
schaftlich betreut werden können. Sofern etwaige Flächenkapazitäten bzw. 
Nachverdichtungspotenziale in den Bestandsgebäuden der Referate er-
schöpft sind, ist es insofern unausweichlich, zusätzliche Raumbedarfe vom 
Kommunalreferat prüfen, genehmigen und ggf. weitere Flächen beschaffen 
zu lassen. 

Mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit ist in dem Zusammenhang auch die Wei-
terentwicklung von Büroraumkonzepten, die Erarbeitung und Umsetzung 
neuer Büroformen und Arbeitskonzepte (z.B. Businessclub), die Digitali-
sierung und Öffnung der Verwaltung (siehe Projekte E- und Open Govern-
ment, Smart City, NeoIT etc.), Telearbeit u.v.m. voranzutreiben. 

Frage 3:
Welche Referate sind ungünstig auf mehrere Standorte in der Stadt ver-
teilt, so dass Effizienzverluste in der Arbeit entstehen?
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Antwort:
Je nach Referatsgröße und Standortgebundenheit gibt es Referate, die im 
Vergleich zu anderen auf mehrere bzw. kleinere Standorte verteilt sind. In-
wiefern dadurch Effizienzverluste in der Arbeit zu sehen sind, kann letztlich 
nur von den jeweiligen Referaten beurteilt werden. Die Flächennutzung 
verbleibt im Rahmen der dezentralen Ressourcenverwaltung, d.h. im 
Hinblick auf die funktionalen oder organisatorischen Aspekte in der eigen-
verantwortlichen Zuständigkeit und Verantwortung der Flächen nutzenden 
Referate. Ziel des KR ist es, im Rahmen strategischer Standortplanungen 
die Flächen- und Raumbedarfe der Referate grundsätzlich in größtmögli-
chen, zusammenhängenden Gebäudeeinheiten zu bündeln und kleinteilige 
Anmietungen zu vermeiden bzw. unwirtschaftliche Standortsituationen 
aufzugeben. Die Zentralisierung der Referate auf einige wenige Standorte 
soll nicht zuletzt deren aufbau- und arbeitsorganisatorische Bedingungen 
begünstigen, sondern auch potenzielle Synergieeffekte freisetzen und auf 
Dauer die Zahl der Verwaltungsstandorte dezimieren.

So verfügt das DIR bspw. über eine Reihe kleinerer Standorte. Die dort 
situierten Organisationseinheiten arbeiten aber nahezu autark, sodass aus 
Sicht des KR keine Effizienzverluste in der Arbeit zu sehen sind. 

Auch das KR verteilt sich gegenwärtig auf mehrere Standorte, die infolge 
akuter Flächenbedarfe bis zum Bezug des neuen Gebäudes Denisstraße 2 
interimsweise angemietet worden sind. 

Weitere Referate mit einer Vielzahl von Verwaltungsstandorten sind das 
KVR und das SOZ. Die Gründe hierfür liegen zum einen in der Standort-
gebundenheit einzelner Organisationseinheiten (z.B. Kommunaler Außen-
dienst, Bürgerbüros, Sozialbürgerhäuser), zum anderen in den nötigen 
Anmietungen von Ausweichflächen. Langfristig planen beide Referate 
kleine Standorte aufzugeben und zu zentralisieren (z.B. Sozialbürgerhaus 
Laim/Schwanthalerhöhe). Zudem gibt es Überlegungen, Standorte mit ei-
ner schlechten Erreichbarkeit für die Bürger und Bürgerinnen an zentralere 
Standorte zu verlagern (z.B. Fundbüro).

Neben drei Hauptstandorten gibt es auch beim RBS eine Reihe von 
Kleinststandorten, deren Erhaltung im Hinblick auf Effizienz und Wirtschaft-
lichkeit zu prüfen ist.

Frage 4:
Gibt es aktuell bereits angemeldeten Platzbedarf von Referaten? Wenn ja, 
wo und wie viel?
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Antwort:
Die Frage kann öffentlich nicht ausführlich beantwortet werden, weil das 
Bekanntwerden aktueller Standortplanungen der städtischen Referate 
bei Vermietern ggf. Auswirkungen auf bestehende oder sich anbahnende 
Mietverträge und deren Verhandlungserfolg haben könnte. Aus diesem 
Grund möchten wir hinsichtlich der Beantwortung der Frage auf unsere 
Ausführungen gem. Frage 2 und die hier benannten Referate, wo bereits 
heute Platzmangel herrscht, verweisen.

Frage 5:
Gibt es Vorstellungen von Referaten, in welchen Gebäuden sie künftig Ar-
beitsplätze unterbringen wollen?

Antwort:
Im Rahmen einer Referatsabfrage zu Personalentwicklungen und Standort-
planungen haben alle Referate auf die Präferenz einer zentralen Lage der 
Standorte (innerhalb des Mittleren Rings) und das Erfordernis einer guten 
Anbindung an den ÖPNV hingewiesen. In der folgenden Übersicht werden 
die Standortpräferenzen der Referate zusammengefasst. Konkrete Ge-
bäude können nicht benannt werden (siehe Anm. zu Frage 4).
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Das immer knapper werdende Flächenangebot und die anhaltend hohe 
Flächennachfrage in begehrten innerstädtischen Lagen werden auf Dauer 
zu einer Modifizierung der Standortanforderungen führen (müssen!). 

Das KR prüft derzeit die Realisierbarkeit von zehn Verwaltungsneubauten 
auf städtischen Grundstücken. Der Bau von stadteigenen Verwaltungsge-
bäuden stellt eine geeignete Option zur langfristigen Bedarfsdeckung der 
Referate dar. Bis zur Realisierung neuer leistungsstarker Verwaltungsstand-
orte werden jedoch kurz- und mittelfristig weiterhin Anmietungen zusätzli-
cher Flächen erforderlich sein. 

Frage 6: 
Warum werden bei Neubauten von städtischen Beteiligungsgesellschaften 
Bedarfe an Arbeitsplätzen der städtischen Verwaltung nicht berücksichtigt?

Antwort:
Neubauprojekte städtischer Beteiligungsgesellschaften werden, sofern 
dem KR entsprechende Angebote vorliegen, sehr wohl für die Arbeits-
platzbedarfe der Referate geprüft, wie z.B. jüngst das Neubauvorhaben 
Hybrid.M der städtischen Beteiligungsgesellschaft SWM (Beschluss der 
VV v. 27.6.2018, SV-Nr. 14-20/V11933). Im Rahmen einer Referatsabfrage 
wurde eine künftige Verwaltungsnutzung jedoch aufgrund der Standort-
situation und der zu den Bedarfen divergierenden Verfügbarkeit von den 
Referaten abgelehnt. Neben diesem Gebäude wurden in 2017 auch zwei 
größere Standorte der städtischen Gesellschaft GEWOFAG für eine Verwal-
tungsnutzung geprüft und einigen geeigneten Referaten angeboten. Bei 
Übereinstimmung von Angebot und Nachfrage kann dies letztlich zu einer 
Anmietung führen, wie es im Fall des GEWOFAG-Gebäudes Claudius-Kel-
ler-Straße 3 für das POR erfolgt ist. 

Frage 7:
Welche überschlägigen Kosten (und Folgekosten) werden durch den Mehr-
bedarf auf den städtischen Haushalt zukommen?

Antwort:
Angesichts der aufgezeigten Personalprognosen ist mit zusätzlichen Raum-
bedarfen und folglich auch mit Auswirkungen auf den städtischen Haushalt 
zu rechnen. 

Die Kosten eines Arbeitsplatzes resultieren aus den Personalkosten, den 
Sachkosten (Raum-, Büro- und Geschäftskosten, IT-Kosten, Besondere 
Aufwendungen) und den Gemeinkosten (Querschnittkosten, Verwaltung 
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etc.). Entsprechend den Vorgaben des DIR betragen die Sachkosten je Bü-
roarbeitsplatz (ohne IT) 6.135 Euro. Für die IT-Kosten werden 4.090 Euro 
aufgeschlagen. 

Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) 
hat zuletzt im KGSt-Bericht 9/2018 die Kosten eines Arbeitsplatzes (Stand 
2018/19) veröffentlicht. Die KGSt empfiehlt den Ansatz einer Sachkos-
tenpauschale eines Büroarbeitsplatzes (ohne IT) in Höhe von 6.250 Euro. 
Diese Pauschale wurde von der KGSt auf Basis einer Mitgliederbefragung 
und Werten aus der KGSt-Vergleichsarbeit berechnet, an der auch die 
Landeshauptstadt München regelmäßig teilnimmt. Die IT-Kosten je Ar-
beitsplatz werden mit einer Pauschale von 3.450 Euro berücksichtigt. Die 
arbeitsplatzbezogene KGSt-Sachkostenpauschale beträgt damit insgesamt 
9.700 Euro. 

Die Personalkosten basieren auf den tatsächlich gezahlten Besoldungen 
bzw. Entgelten je nach Beschäftigungsgruppe (Beamte/Tarifbeschäftigte). 
Bei der Berechnung der Kosten eines Arbeitsplatzes spielen neben den 
Personal- und Sachkosten die Gemeinkosten eine weitere Rolle. Für die 
Verwaltungsgemeinkosten empfiehlt die KGSt bei Büroarbeitsplätzen ei-
nen Zuschlagssatz von 20% auf die vollen Brutto-Personalkosten (100%) 
des Arbeitsplatzes. Damit werden die Kosten für die städtischen Quer-
schnittsfunktionen (Stadtrat, Stadtspitze, SKA, POR) sowie die referats- 
bzw. amtsinternen Gemeinkosten berücksichtigt.

Ich hoffe, dass Ihre Fragen hiermit zufriedenstellend beantwortet werden 
konnten.

Die Anlage zur Antwort kann abgerufen werden unter:
www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_antrag_dokumente.jsp?risid=5218870

www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_antrag_dokumente.jsp%3Frisid%3D5218870
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EU-Fördermittel für den „K(r)ampf gegen Rechts“?
Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 15.11.2018

Antwort Oberbürgermeister Dieter Reiter:

Am 15.11.2018 haben Sie folgende Anfrage gestellt: 
„Das Europäische Parlament beschloß in seiner Plenarsitzung am 
14.11.2018 im Rahmen des Mehrjährigen Finanzrahmens 2021 - 2027 u.a. 
die Aufstockung der Mittel für das Programm ‚Rechte und Werte‘ und die 
‚Einsetzung einer besonderen Mittelzuweisung für einen neuen EU-Akti-
onsbereich ‚Werte der EU‘‘ in Höhe von ‚mindestens 500 Mio. Euro‘ (!!) 
zur ‚Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen, die die Grund-
werte und die Demokratie in der EU auf lokaler und nationaler Ebene för-
dern‘ (Drs.-Nr. A8-0358/2018). Vergleichbare Zielsetzungen verfolgt auch 
die Münchner Stadtpolitik (‚Toleranz‘, ‚Demokratie‘, ‚Weltoffenheit‘ etc. 
etc.), die hierzu im Laufe der Jahre ein dichtes Netz an Initiativen, Vereinen, 
Fach- und ‚Beobachtungsstellen‘ etabliert hat, die von der LHM jährlich 
mit städtischen Mitteln in erheblicher Millionenhöhe ausgestattet wer-
den. Die Frage ist naheliegend, ob und inwieweit auch die Stadt München 
Fördermittel aus dem EU-Programm ‚Rechte und Werte‘ bzw. aus einem 
Vorgängerprogramm erhält oder beantragt hat und damit die ‚Werte‘-Arbeit 
der einschlägigen Münchner Institutionen fördert; laut der EU-‚Kontakt-
stelle Deutschland ,Europa für Bürgerinnen und Bürger‘‘ verfolgt auch das 
bisher maßgebliche EU-Programm ‚Equality and Rights‘ die Zielstellung 
‚preventing an combating inequalites, promote gender equality and anti-di-
scrimination an their mainstreaming‘, was den Leitgedanken der Münchner 
Stadtpolitik entspricht (Quelle: http://www.kontaktstelle-efbb.de/fileadmin/
user_upload/Eischaetzungen_zum_Programmvorschlag_der_Kommission_
EU-Programm_Rechte_und_Werte.pdf; zul. aufgerufen: 14.11.2018, 17.50 
Uhr, KR). – Es stellen sich Fragen.“

Ihre Anfrage wird wie folgt beantwortet:

Frage 1: 
Inwieweit fließen in die „Werte“-Erziehung der LHM („Toleranz“, „Demo-
kratie“, „Weltoffenheit“ etc.), an der zahlreiche einschlägige Institutionen 
und Vereine beteiligt sind, finanzielle Mittel aus europäischen Fördertöpfen 
wie dem Programm „Rechte und Werte“ bzw. dem Vorgängerprogramm 
„Equality and Rights“ ein? In welcher Höhe ggf.?

Antwort: 
Der Fachstelle für Demokratie liegen hierzu keine Informationen vor.

http://www.kontaktstelle-efbb.de/fileadmin/user_upload/Eischaetzungen_zum_Programmvorschlag_der_Kommission_EU-Programm_Rechte_und_Werte.pdf
http://www.kontaktstelle-efbb.de/fileadmin/user_upload/Eischaetzungen_zum_Programmvorschlag_der_Kommission_EU-Programm_Rechte_und_Werte.pdf
http://www.kontaktstelle-efbb.de/fileadmin/user_upload/Eischaetzungen_zum_Programmvorschlag_der_Kommission_EU-Programm_Rechte_und_Werte.pdf
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Frage 2: 
Inwieweit fließen in den „Kampf gegen Rechts“, den die LHM mit einem 
seit Jahren erweiterten Mittel- und Personalansatz führt, hierfür vorgese-
hene Fördermittel des Bundes und des Freistaates ein? In welcher Höhe? 
Welche städtischen Projekte und Institutionen werden konkret gefördert?

Antwort:
Keine.
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Donnerstag, 7. Februar 2019 
 
 
Mehr Investitionen für Fußgänger/innen und Radfahrer/innen:  
Nahmobilitätspauschale erhöhen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Renate Kürzdörfer, Gerhard Mayer, Bettina  
Messinger, Alexander Reissl, Jens Röver, Christian Vorländer (SPD- 
Fraktion) und Sabine Bär, Ulrike Grimm, Manuel Pretzl, Johann Sauerer,  
Sebastian Schall, Dorothea Wiepcke (CSU-Fraktion) 
 
Actionsporthalle Gravity Lab retten 
Antrag Stadträtin Ulrike Grimm (CSU-Fraktion) 
 
PV-Anlagen auf Dächern der städtischen Wohnungsbaugesell- 
schaften durch Bürgerbeteiligung realisieren! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Dr. Reinhold Babor, Alexandra Gaßmann,  
Nicola Mayerl, Sebastian Schall, Otto Seidl (CSU-Fraktion) und Herbert  
Danner, Anna Hanusch, Dominik Krause, Sabine Krieger, Angelika Pilz- 
Strasser (Fraktion Die Grünen – rosa liste) 

 
Altstadt-Radlring 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Herbert Danner, Katrin  
Habenschaden, Anna Hanusch, Dominik Krause, Sabine Krieger, Ange- 
lika Pilz-Strasser, Dr. Florian Roth (Fraktion Die Grünen – rosa liste),  
Sonja Haider, Tobias Ruff (ÖDP) und Cetin Oraner, Brigitte Wolf (Die  
Linke) 
 
Gutachten: LKW-Abbiegeassistenten können jetzt schon verpflich- 
tend vorgeschrieben werden 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Herbert Danner, Katrin  
Habenschaden, Anna Hanusch, Dominik Krause, Sabine Krieger,  
Dr. Florian Roth und Sebastian Weisenburger (Fraktion Die Grünen –  
rosa liste) 
 
 

 
 
 

 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus
80331 München

München, 07.02.2019

Mehr Investitionen für Fußgänger*innen und Radfahrer*innen: Nahmobilitätspauschale 
erhöhen

Antrag

Die Nahmobilitätspauschale wird von bisher 10 Millionen Euro im Jahr auf künftig 25 Millionen 
Euro erhöht. Diese Erhöhung soll für den Haushaltsplan 2020 (Eckdatenbeschluss) angemeldet 
werden.

Begründung

Im Dezember 2014 wurde auf Antrag der Stadtratsfraktionen CSU und SPD die 
Nahmobilitätspauschale von 4,28 Millionen Euro auf 10 Millionen Euro erhöht. Diese Pauschale 
wird mittlerweile voll ausgeschöpft.

Mit der Nahmobilitätspauschale werden u.a.  die Sanierung und Verbesserung von Radwegen, 
Fahrradstraßen sowie Fahrbahnen des Erschließungsstraßennetzes im Haupt- und 
Nebenroutennetz des Radverkehrs, Fuß- und Radverkehrsverbindungen in Grünzügen und in 
Grünanlagen, Beseitigung von Schrotträdern, anwohnerverträgliche Beleuchtung an Rad- und 
Fußwegegen, Fahrradabstellanlagen und der vermehrte Austausch von Lichtsignalanlagen an 
Knotenpunkten mit neuen Radverkehrsführungen finanziert. 

Die einzelnen Genehmigungen sind größtenteils nicht stadtratspflichtig und können 
verwaltungsintern und vergleichsweise schnell umgesetzt werden.

Mit einer weiteren Erhöhung dieser Pauschale werden die finanziellen Rahmenbedingungen für 
weitere qualitative und unbürokratische Verbesserungen der Nahmobilität für Fußgänger*innen 
und Radler*innen in München geschaffen.

gez.
Alexander Reissl Manuel Pretzl
Bettina Messinger Johann Sauerer
Jens Röver Sabine Bär
Christian Vorländer Ulrike Grimm
Renate Kürzdörfer Dorothea Wiepcke
Gerhard Mayer Sebastian Schall

Stadtratsmitglieder der Stadtratsmitglieder der 
SPD Fraktion CSU Fraktion



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus
80331 München

Actionsporthalle Gravity Lab retten

Die Landeshauptstadt München prüft umgehend, unter welchen Voraussetzungen die 
Actionsporthalle Gravity Lab bei der Findung eines Ausweichstandortes unterstützt und die
Jugendarbeit finanziell gefördert werden kann.

Weiter wird geprüft, ob die Betreiberin des Gravity Lab als Betreiberin des von der Stadt 
geplanten Actionsportzentrums auf dem Gelände der ehemaligen Eggenfabrik in Pasing in
Betracht kommt und wie die Zeit bis zur Realisierung der städtischen Anlage überbrückt 
werden kann.

Begründung: 

Die Existenz der einzigen Münchner Actionsporthalle ist akut gefährdet. Zum 30. April ist
der Mietvertrag gekündigt, die Halle soll einem Bürogebäude weichen. Die Stadt München
hat  zwar  Ende  2018  ein  Konzept  und  ein  Rahmenprogramm  für  ein  eigenes
Actionsportzentrum auf dem Gelände der ehemaligen Eggenfabrik in Pasing beschlossen,
doch bis zur Realisierung ist  es noch ein weiter Weg, der mehrere Jahre in Anspruch
nehmen wird.

Da Gravity Lab in München ein einzigartiges Angebot für mehrere trendige Sportarten ist,
soll  alles  unternommen  werden  diese  Sportmöglichkeiten  für  die  Münchnerinnen  und
Münchner zu erhalten: Parkour, Tricking, Skateboarding, Slacklining, Trampolinlandschaft
usw. auf knapp 2000 Quadratmeter gibt es nur in dieser Halle. 

Die  Möglichkeiten  den  neuen  Trendsportarten  auch  in  München  nachzugehen  ist  ein
wichtiges sportpolitisches Ziel der CSU-Stadtratsfraktion.

Ulrike Grimm
Stadträtin
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Herrn München, 07.02.2019
Oberbürgermeister
Dieter Reiter

Rathaus

ANTRAG

PV - Anlagen auf Dächern der städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften durch Bürgerbeteiligung realisieren!

Der Stadtrat möge beschließen: 

Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept zu entwickeln, um auf den Dächern der städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften Photovoltaikanlagen zu errichten und dabei die Mieterinnen und 
Mieter bzw. die Bürgerinnen und Bürger der Stadt mit einzubeziehen.

Die Zielvorgabe dabei ist

• auf allen Neubauvorhaben PV-Anlagen zu installieren und
• jährlich auf 10% der Bestandsgebäude PV-Anlagen nachzurüsten.

Bis 2030 soll der gesamte Bestand an Wohngebäuden der GWG und GEWOFAG mit PV-Anlagen 
ausgerüstet sein.

Begründung:

Die Dächer der städtischen Wohnungsbaugesellschaften haben ein großes Potential für PV 
Anlagen, welche derzeit größtenteils ungenutzt sind. Es sollen Konzepte entwickelt werden, wie 
diese Potentiale besser ausgeschöpft werden können. Zum einen soll der produzierte Strom den 
Mieterinnen und Mieter vor Ort angeboten werden, zum anderen soll der Ein- und Umbau durch 
Bürgerfonds finanziert werden können. 

Sebastian Schall, Stadtrat
Alexandra Gaßmann, Stadträtin
Dr. Reinhold Babor, Stadtrat
Otto Seidl, Stadtrat
Nicola Mayerl, Stadträtin

CSU-Stadtratsfraktion

Sabine Krieger, Stadträtin
Dominik Krause, Stadtrat
Herbert Danner, Stadtrat
Anna Hanusch, Stadträtin
Angelika Pilz-Strasser, Stadträtin

Stadtratsfraktion Grüne / Rosa Liste
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Herrn Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 06.02.2019

Altstadt-Radlring

Antrag

Die Landeshauptstadt München richtet einen lückenlosen Altstadt-Radlring ein, 
bestehend aus Radverkehrsanlagen mit Mindestbreite in beiden Richtungen von 2,30 
Meter und einer Regelbreite von 2,80 Metern, zuzüglich seitlicher 
Sicherheitsabstände, entlang des Straßenzuges Karlsplatz (Stachus), Lenbachplatz, 
Maximiliansplatz, Brienner-Straße, Odeonsplatz, Ludwigstraße, 
Von-der-Tann-Straße, Franz-Joseph-Ring, Karl-Scharnagl-Ring, 
Thomas-Wimmer-Ring, (Tal/Isartorplatz), Frauenstraße, Blumenstraße, 
Sendlinger-Tor-Platz und Sonnenstraße. Dies geschieht durch Umwidmung von 
Flächen für Kfz-Fahrspuren oder Parkplätze, nicht jedoch auf Kosten von Flächen für 
den Fußverkehr und den öffentlichen Personennahverkehr.

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Finanzmittel für Planung und Umsetzung im 
Eckdatenbeschluss und im Haushaltsplanentwurf 2020 anzumelden.

Begründung:

Radwege auf dem Altstadtring sind größtenteils viel zu schmal oder gar nicht 
vorhanden. Was nutzen Radschnellwege in die Innenstadt, wenn die Verbindungen 
von einer Seite zur anderen fehlen?

Deshalb braucht es einen Radlring um die Altstadt herum, damit Konflikte zwischen 
Fuß-, Auto- und Radverkehr vermieden werden.

Nun gibt es einen überdimensionierten Altstadtring für Kraftfahrzeuge. Einst war der 
Stachus die meistbefahrene Straße Europas. Doch der Verkehr ist auf dem 
Altstadtring stetig zurückgegangen, obwohl der Kfz-Verkehr insgesamt in München 
zugenommen hat. Die Infrastruktur kann nun den geänderten Anforderungen 
angepasst werden. Metropolen wie Paris, London, Kopenhagen und New York 
machen vor, wie sich Verkehrspolitik modernisieren lässt und München sollte bei 
dieser Entwicklung mit voranschreiten.

● Der Altstadt-Radlring bündelt den Radverkehr, nimmt die radialen Radwege auf 
und entlastet die Fußgängerzonen innerhalb der Altstadt.



● Der Altstadt-Radlring verflüssigt den Verkehr, erhöht die Kapazität und ermöglicht 
mehr Bürgerinnen und Bürgern, sicher mit dem Rad zu fahren.

● Der Altstadt-Radlring macht den Verkehr in München insgesamt entspannter für 
Fuß- und Radverkehr, aber auch für den motorisierten Verkehr.

Die Grünen – rosa liste:

Dr. Florian Roth, Katrin Habenschaden, Herbert Danner, Dominik Krause, 
Sabine Krieger, Anna Hanusch, Paul Bickelbacher, Angelika Pilz-Strasser

ÖDP: Sonja Haider,Tobias Ruff

DIE LINKE: Brigitte Wolf,  Cetin Oraner

Mitglieder des Stadtrates 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, den 07.02.2019

Gutachten: LKW-Abbiegeassistenten können jetzt schon verpflichtend
vorgeschrieben werden

Antrag

Die Stadtverwaltung stellt das Rechtsgutachten der Sonderforschungsgruppe
Institutionenanalyse zum Thema „Straßenverkehrsrechtliche Möglichkeiten
zur Regelung von Lastkraftwagen ohne Abbiegesicherheitssysteme“1 dem Stadtrat dar. 
Insbesondere soll auf folgende Punkte eingegangen werden: 
1. Inwieweit auch in München Durchfahrverbote für LKW ohne Abbiegeassistenten auf der 

Grundlage von § 45 der Straßenverkehrsordnung (StVO) verhängt werden können.
2. Welche Straßen oder Bereiche in München konkret für LKW ohne Abbiegeassistenten 

gesperrt werden könnten.
3. Welche Übergangsfristen bei der Verhängung von Durchfahrverboten für LKW ohne 

Abbiegeassistenten einzuhalten wären.

Begründung:
Jedes Jahr sterben in Deutschland dutzende Menschen bei Unfällen mit abbiegenden LKWs. 
Insbesondere die schwächsten Verkehrsteilnehmenden sind betroffen: Kinder, Ältere und 
mobilitätsbeschränkte Menschen, Fußgänger*innen und Radfahrer*innen. Mit 
Abbiege-Assistenzsystemen können viele Unfälle verhindert werden, deshalb wäre es 
wünschenswert, 
Abbiegeassistenten verbindlich in alle LKW einzubauen. Laut des erwähnten Gutachtens 
können für das Befahren von Straßen und sogar ganzen Stadtbereichen 
LKW-Abbiegeassistenten bereits jetzt verpflichtend vorgeschrieben werden. Unsichere LKW 
ohne Abbiegeassistent dürften dann nicht mehr in diese Stadtbereiche einfahren, was die 
Notwendigkeit zum Nachrüsten der LKW-Flotten massiv erhöhen und somit zu mehr Sicherheit 
auf unseren Straßen führen würde, ganz im Sinne des Münchner Stadtratsbeschlusses zur 
"Vision Zero."

Wir bitten, wie in der Geschäftsordnung des Stadtrates vorgesehen, um eine fristgemäße 
Bearbeitung unseres Antrages.

Fraktion Die Grünen-rosa liste
Initiative:
Sebastian Weisenburger, Dr. Florian Roth, Sabine Krieger, Dominik Krause, Paul Bickelbacher, 
Katrin Habenschaden, Anna Hanusch, Herbert Danner

1 https://www.stefan-gelbhaar.de/app/download/8969579576/Rechtsgutachten%20Einf%C3%BChrung%20von
%20LKW-Abbiegesystemen.pdf?t=1548238155

Die Grünen-rosa liste, Marienplatz 8, 80331 München, Tel. 089/233-92620, Fax 089/233-92 684
www.gruene-fraktion-muenchen.de, gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen 
liegt jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Donnerstag, 7. Februar 2019 
 
 
Das große Zählen: Inventur in Hellabrunn 
Pressemitteilung Tierpark Hellabrunn 
 
Mishmi-Takin Ramona ist in Darjeeling an- 
gekommen 
Pressemitteilung Tierpark Hellabrunn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Pressemitteilung  

 
Das große Zählen: Inventur in Hellabrunn 
 
Zwar prüft auch der Münchner Tierpark wie jedes andere Unternehmen am Jahresende 
seinen Bestand – doch funktioniert so eine Tierpark-Inventur deutlich anders als in einem 
Lebensmittel- oder Schuhladen, denn gezählt, gewogen und gemessen wird eigentlich das 
ganze Jahr über.  
 
Zugegeben, es ist eine schöne und spannende Vorstellung, dass es einen Tag am Ende eines 
jeden Jahres gibt, an dem die Tierpfleger, Tierärzte und Kuratoren mit Zollstock, Waage und 
Klemmbrett in Hellabrunn unterwegs sind und alle tierischen Bewohner zählen, wiegen und 
vermessen.  
 
In der Realität findet der größte Teil der Inventur jedoch am Schreibtisch statt – denn dort werden 
die Daten, die übers Jahr hinweg gesammelt werden, in einer Datenbank erfasst und 
entsprechend ausgewertet. Jeden Tag halten die Tierpfleger schriftlich fest, ob ein Tier geboren, 
verstorben, weg- oder zugereist ist. Diese Zahlen werden in einem Tagesbericht eingetragen. Am 
Jahresende entsteht durch die Auswertung aller Tagesberichte ein lückenloser Jahresbericht, der 
schlussendlich im Hellabrunner Geschäftsbericht im Sommer jeden Jahres veröffentlicht wird.  
 
„Es fehlt also nicht plötzlich ein Elefant oder ein Pavian am Ende des Jahres“, so Tierpark-
Direktor Rasem Baban. „Vielmehr geht es bei der Jahresinventur darum, einen Gesamtüberblick 
über die Veränderungen im Tierbestand zu bekommen“, so Baban weiter.  
 
Nichtsdestotrotz werden die tierischen Bewohner Hellabrunns natürlich in regelmäßigen 
Abständen gewogen und gemessen – schließlich kann so ermittelt werden, dass die Tiere 
gesund sind. Die Trampeltiere spazieren dafür sogar von ihrer Anlage zur großen Waage im 
Wirtschaftshof. Die neusten Ergebnisse zeigen: Alle Tiere bringen ein stattliches, gesundes 
Gewicht auf die Waage. Sultan ist mit 853 Kilogramm nicht nur das größte, sondern auch das 
schwerste Tier der Gruppe. Trampeltier-Stute Kataja wiegt gesunde 719 Kilogramm. Etwas 
komplizierter ist da schon das Wiegen von Mähnenwolf Arken oder Steinadler Adonis: Hier 
müssen die Tierpfleger ein bisschen tricksen, um die Tiere auf die Waage zu bekommen und 
eventuell mit der ein oder anderen Leckerei locken, um das Wiegen interessant zu machen. Das 
Gewicht des Adlers beträgt 3370 Gramm, bei Mähnenwolf Arken dauert es noch ein wenig, bis 
das Gewicht ermittelt werden kann. Derzeit trainieren die Tierpfleger regelmäßig mit dem 
Mähnenwolf, damit er mit allen Vieren auf der flachen Waage steht und somit korrekt gewogen 
werden kann. Dass es keinen bestimmten Stichtag für die Inventur gibt, hat in der Tierwelt also 
auch einen weiteren großen Vorteil: Klappt es an einem Tag mal nicht mit dem Wiegen, wird es 
eben probiert, wenn das Tier wieder besser gelaunt ist.  
 
Zahlenbeispiele aus dem Tierpark Hellabrunn (Stand: 31.12.2017): 
 
Säugetiere:  901 in 89 Arten 
Vögel:   582 in 75 Arten 
Reptilien:  429 in 44 Arten 



Amphibien:  149 in 11 Arten 
Fische:   ca. 8.700 in 301 Arten 
Insekten:  ca. 1.700 in 23 Arten 
Spinnentiere:  70 in 7 Arten 
sonstige wirbellose Tiere ca. 5.900 in 190 Arten 
 
Gesamtbestand, Tiere im Münchner Tierpark Hellabrunn: 
18.431 Tiere in 740 Tierarten 
 
 
 
Das größte, schwerste, älteste Tier im Tierpark Hellabrunn 
 
Das größte Tier:  Giraffe Bahati hat eine Scheitelhöhe von circa vier Metern 
 
Das schwerste Tier:  Elefantenbulle Gajendra bringt rund 5.000 Kilogramm auf die Waage 
 
Das längste Tier:  Das größte Anakonda-Weibchen ist 6,2 Meter lang 
 
Das kleinste Tier:  Die Raubturmdeckelschnecke ist nur etwa 0,3 bis 0,4 Zentimeter groß 
 
Das älteste Tier:  Eine Aldabra-Riesenschildkröte ist über 100 Jahre alt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 
 
München, den 06.02.2019/07 
 
Weitere Informationen: 
Lisa Reininger 
Pressereferentin 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Tierparkstr. 30, 81543 München 
Tel: +49(0)89 62508-718 
Fax: +49(0)89 62508-52 
Email: presse@hellabrunn.de  
Website: www.hellabrunn.de  
www.facebook.com/tierparkhellabrunn 
 
 

 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: 
Christine Strobl, 3. Bürgermeisterin 
Vorstand: 
Rasem Baban 
Eingetragen in das Handelsregister 
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Pressemitteilung 

 
Mishmi-Takin Ramona ist in Darjeeling 
angekommen 
 

Im Herbst ging es für Takin-Kuh Romona zunächst von Hellabrunn in den Tierpark Berlin. 
Dort wurde sie auf eine ganze besondere Mission vorbereitet: Denn Ramona und vier 
weitere Mishmi-Takine verließen vor rund drei Wochen die deutsche Hauptstadt in 
Richtung Indien.  
 
Nicht nur hierzulande, auch in ihrem natürlichen Lebensraum – den Gebirgshängen des 
Himalayas – sind die zotteligen Hornträger bisher weitestgehend unbekannt. Doch durch den 
Umzug von Mishmi-Takinen aus europäischen Zoos soll sich dies nun ändern. Fünf Tiere leben 
seit Mitte Januar im Padmaja Naidu Himalayan Zoo in Darjeeling, der somit als aktuell einziger 
Zoo Indiens Takine hält. 
 
Bevor es für die Mishmi-Takine aus Hellabrunn, Berlin und Antwerpen auf große Reise ging, 
lernten sich die Tiere mehrere Wochen im Tierpark Berlin kennen und verbrachten dort die nötige 
Quarantänezeit gemeinsam. Die Vorbereitung und Planung der großen Mission erfolgte in enger 
Abstimmung mit dem europäischen Zuchtprogramm für Mishmi-Takine. Mitte Januar traten die 
Tiere dann endlich die Reise in maßgeschneiderten Transportboxen an – natürlich bestückt mit 
ausreichend Heu, Möhren und frischem Wasser. Begleitet wurden die fünf Takine von zwei 
erfahrenen Mitarbeitern des Tierpark Berlin, die ihnen Transport und Eingewöhnung erleichterten. 
 
Der Padmaja Naidu Himalayan Zoo konzentriert sich ausschließlich auf die Haltung von Tierarten 
aus dem Himalaya. So beteiligt sich der Zoo zum Beispiel seit Jahrzehnten an der 
Erhaltungszucht und der Auswilderung der bedrohten Kleinen Pandas und Schneeleoparden.  
Mishmi-Takine werden in einigen Regionen unkontrolliert gejagt, weswegen sie laut der Roten 
Liste bedrohter Tierarten (IUCN) als gefährdet eingestuft sind. „Das Engagement der Kollegen in 
Darjeeling schafft ein Bewusstsein und Verständnis für den Schutz der Takine vor Ort – und das 
ist absolut wichtig und unterstützenswert“, so Tierpark-Direktor Rasem Baban.  
 
Takine gehören wohl mit zu den unbekanntesten Huftieren der Erde. Ihr Körperbau erinnert an 
ein Rind, aber gleichzeitig auch an eine Ziege. Dadurch sind Takine ideal an die rauen 
Bedingungen ihres natürlichen Lebensraums angepasst. Mishmi-Takine kommen in den Mishmi-
Bergen des Dreiländerecks Indien, China und Myanmar vor.  
 
Takin-Kuh Ramona wurde 2017 im Tierpark Hellabrunn geboren. Aktuell besteht die Takin-
Gruppe aus einem Bullen, zwei Kühen und einem Jungtier aus 2018. Der Tierpark beteiligt sich 
am Europäischen Zuchtprogramm für Mishmi-Takine in Zoos.  
 
München, den 07.02.2019 / 08 
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